
24. September 2017: 2 x JA zur Altersreform!

Die Bevölkerungszahlen und
damit die Schülerzahlen von
Dietikon zeigen seit der Jahrtau-
sendwende nur in eine Rich-
tung: aufwärts. Diese Entwick-
lung kommt nicht  überra-
schend. Im Jahr 2005 wurde
der private Gestaltungsplan
Limmatfeld genehmigt,  2008
stimmte die Bevölkerung der
Einzonung des Niderfelds zu.
Bei beiden Entwicklungsgebie-
ten war vornherein klar, dass es
dafür zwingend neuen Schul-
raum braucht. Die bestehenden
Schulhäuser sind heute bereits
an der oberen Grenze der Grös-
se angelangt und sollten des-
halb nicht mehr erwei-
tert werden. Zudem
ist die Distanz zu den
neuen Quartieren
schlicht zu gross, der
Schulweg würde un-
weigerlich unzumut-
bar lang.

Kopflose Planung
Der Gestaltungsplan
Limmatfeld sieht ein
Baufeld für öffentliche

Bauten vor. Die Stadt Dietikon
verpasste es allerdings, das
Land auf dem Baufeld zu kau-
fen. Da war  also ein neues
Quartier im Entstehen, nur hatte
die Stadt kein Land zur Verfü-
gung,  auf dem sie ein Schul-
haus bauen konnte. Der Dieti-
ker Stadtrat versuchte sich mit
einer «innovativen» Idee aus
dem Schlamassel zu befreien
und schlug vor, ein Schulhaus
zu mieten. Die Dietiker Stimm-
bevölkerung durchschaute al-
lerdings dieses kurzfristige Den-
ken und lehnte im November
2012 das Projekt «Mietschul-
haus» wuchtig ab.

Unzumutbare Ver-
hältnisse
Nach der Ablehnung
wurde klar: Der Stadt-
rat hatte keinen Plan B.
Die bestehenden
Schulanlagen Stein-
mürli und Wolfsmatt
wurden und werden
erweitert, damit über-
haupt genügend
Schulzimmer vorhan-

den sind. Deshalb haben heute
immer mehr Kinder einen wei-
ten Schulweg. Und das Limmat-
feld hat immer noch kein Schul-
haus. Aktuell plant der Stadtrat
zwar ein Schulhaus in der Nähe
des Flachmoors. Ob dort je-
doch überhaupt jemals ein
Schulhaus gebaut werden darf,
wird wohl letztlich das Bundes-
gericht mit dem Rekurs zur
Moorschutzverordnung ent-
scheiden. Dieser Entscheid
wird voraussichtlich noch Jahre
auf sich warten lassen. Auch
hier existiert kein Plan B; es gibt
keine Raumsicherung für Alter-
nativen. Damit riskiert der Stadt-
rat, dass das Limmatfeld defini-
tiv ohne Schulhaus bleibt.

Vorausschauende Planung
dringend notwendig
Das Trauerspiel «Dietiker Schul-
raumplanung» muss endlich ein
Ende haben! Die Sozialdemo-
kratische Partei fordert deshalb
eine frühzeitige Raumsiche-
rung durch die Stadt Dietikon.
Dabei müssen nicht nur das
Land für das bevorzugte Pro-
jekt, sondern auch Ausweichva-
rianten gesichert werden. Lang-
fristig sind solche Investitionen
sinnvoll und unschätzbar wich-
tig!                                           �

Die Schulraumplanung der Dietiker Städteplanung ist seit Jahren ein
Trauerspiel. Darunter leiden die Kinder mit einem viel zu langen Schul-
weg. Nur ein vehementer Richtungswechsel bei der Planung von Ent-
wicklungsgebieten kann diesem Drama ein Ende setzen.

Planungsdesaster im Limmatfeld
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Stadtentwicklung ohne die Bevölkerung: es fehlt noch immer ein Schulhaus.

Autorin: Rosmarie Joss, 
SP-Kantonsrätin
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Renten sichern,
AHV stärken.

JAzur Rentenreform am
24. September 



«Die Zürcher SVP zieht ihre ‹Anti-
Stau›-Initiative zurück», schreibt
die Limmattaler Zeitung am 22.
März. Was da nach einem Akt der
Vernunft tönt (was von dieser
Partei ja eigentlich niemand er-
wartet) ist die Folge geschickten
Taktierens der Auto-
lobby im Kantonsrat. 

Warum dieser Rück-
zieher der SVP? Der
Kantonsrat hat ei-
nen Gegenvor-
schlag zu eben die-
ser Initiative gutge-
heissen. Weil aber
auch der Gegenvor-
schlag freie Fahrt für
alle will, droht dem

Kanton Zürich eine Verkehrsla-
wine sondergleichen.

Wie alles begann: der Stau
sollte verboten werden...
2014 lancierte die SVP ihre kan-
tonale Volksinitiative «Stopp der

Verkehrsbehinde-
rung», kurz Anti-Stau-
Initiative genannt. Die-
se Initiative wollte
nichts geringeres als
den Stau verbieten, al-
so zu verlangen, dass
immer so viele Stras-
sen gebaut werden,
dass wir uns Stau frei
im Kanton bewegen
können. Ebenso gut
könnte man vollkom-

mene Volksgesundheit verlan-
gen oder Reichtum für alle. Eine
derart absolute Formulierung
lehnte jedoch selbst der gutbür-
gerliche Regierungsrat unseres
Kantons ab. Die Initiative hätte da-
her wohl auch im Kantonsrat kei-
ne Chance gehabt. 

Die Regierung arbeitete dar-
aufhin einen Gegenvorschlag
aus, den der Kantonsrat noch
verschärfte. Neu wird gefordert,
dass, in Anlehnung an die SVP-
Initiative, eine Verminderung
der Leistungsfähigkeit einzel-
ner Abschnitte im umliegenden
Strassennetz mindestens aus-
zugleichen sei.

Das Geld für Sinnvolleres
 einsetzen
Die SP, zusammen mit den Grü-
nen, der GLP und der EVP,
lehnt den Gegenvorschlag ab.
Diese neue Verfassungsbestim-
mung führt zu einem massiven
Ausbau des Strassennetzes, zu
mehr Strassen und zu mehr Ver-
kehr. Das wollen wir nicht und,
dies gilt es nicht zu unterschät-
zen, das Geld für diese zahlrei-
chen  neuen Strassen fehlt dann
anderswo, wie zum Beispiel in
der Schule, bei der Kultur, beim
Unterhalt der bestehenden In-
frastruktur. 

Zusammengefasst: Die Vorla-
ge führt zu mehr Strassen und
zu weniger Geld für Wichtige-
res. Beides wollen wir nicht. Dar-
um: NEIN zur «Anti-Stau»-Initiati-
ve.                                            �
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Seit Jahrzehnten teilen sich der
Kanton, die Gemeinden und die
Eltern die Kosten für die Platzie-
rung von Kindern und Jugendli-
chen in Jugendheimen. Dies ist
nicht rechtens, so
zwei Bundesge-
richtsentscheide
vom Juli 2016. Der
Kanton allein müsse
für sämtliche Kosten
aufkommen. Am 24.
September wird nun
darüber abgestimmt,
ob die bisherige Pra-
xis der Kostenvertei-
lung beibehalten wer-
den soll oder nicht. 

Die Grundlage des seit 1962
geltenden Gesetzes über die
Jugendheime und die Pflege-
kinderfürsorge ist ungenügend,
so dass die bisherige Praxis der

Kostenaufteilung
überarbeitet werden
muss: Einen Drittel
trägt der Kanton,
zwei Drittel überneh-
men die Eltern oder,
sofern sie nicht zah-
len können, die
Wohngemeinde. 

Wenn man weiss,
dass ein Schulheim
zwischen 120 und
300 Franken pro

Tag kostet, ist man nicht er-
staunt, dass die zwei Drittel der
Kosten in der Regel von den Ge-
meinden getragen werden. Die
gängige Praxis ist jedoch nicht
rechtens. Der Kanton müsste
die gesamten Kosten überneh-
men. Dies hat das Bundesge-
richt in einem vielbeachteten
Entscheid vom Juli 2016 festge-
halten.

Dafür und dawider 
Ach, zwei Seelen wohnen in
meiner Brust. Zum einen finde
ich, dass es gerechter wäre, der
Kanton übernähme die gesam-
ten Heimkosten für platzierte

Autor: Manuel Peer, 
SP-Gemeinderat

Autorin: Esther Sonderegger, 
SP-Gemeinderätin

Gesetz über die Jugendheime und die Pflegekinderfürsorge

Die bisherige Kostenverteilung hat sich 

Eigentlich wissen wir es: Mehr Strassen führen zu mehr Verkehr und Stau.

Nein zum Gegenvorschlag zur 
«Anti-Stau»-Initiative

Kommentar

Ein tauglicher
 Kompromiss

Am 24.
Septem-

ber stim-
men wir
über die Al-
tersreform
2020 ab.
Auch in der
SP war die-
se Reform
nicht unum-
stritten,
deshalb

wurde mit einer «Urabstim-
mung» unter den SP-Mitglie-
dern geklärt, wie sie dazu ste-
hen. Über 90% haben sich –
trotz Haken und Ösen – dafür
ausgesprochen. 

Die AHV ist ein Konstrukt
von Menschenhand. Und

deshalb nicht perfekt. Weil
dem so ist, wird sie seit über
50 Jahren regelmässig an die
aktuelle Situation angepasst.
Leider gelang es der Politik
seit 20 Jahren nicht mehr,
hier einen Konsens zu finden.
Das führt dazu, dass die AHV
als wichtigstes Instrument
der Alterssicherung in den
Abgrund zu rutschen droht.

Die Erleichterung war
spürbar, als sich im März

die Parteien endlich auf einen
vernünftigen Kompromiss ei-
nigen konnten. Nun aber ar-
gumentieren die Gegner, man
müsse diese Reform bachab
schicken, damit eine bessere
Lösung gefunden werden kön-
ne, nämlich der sogenannte
«Plan B».

Der Stimmbürger sollte
sich nicht darauf einlas-

sen. Erstens sind die Gegner
nicht einig, wie dieser Plan B
aussehen solle. Zudem muss
jeder Plan B nicht nur von den
heutigen Gegnern, sondern
auch von den Befürwortern
getragen werden. Und wir
wissen zudem, dass auch bei
einer zügigen Bearbeitung
mindestens vier Jahre ins
Land gehen, bis wir wieder
gleich weit sind wie heute.
Erst dann könnten wir erneut
darüber abstimmen.

Niemand sagt, ein JA be-
deute ein Ende der AHV-

Revisionen. Wir werden un-
sere AHV weiter an die aktu-
ellen Bedürfnisse anpassen
müssen. Dieses JA brauchen
wir aber, damit wir Zeit ha-
ben, diese Revisionen durch-
zuführen. Ich bitte Sie, ab-
stimmen zu gehen und bei-
den Rentenvorlagen mit ei-
nem JA zuzustimmen.        �

Autor: Anton Kiwic, 
SP-Gemeinderat Dietikon
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Jemand, der mit dem Auto zur
Arbeit fährt, kann heute pro Kilo-
meter 70 Rappen als Berufs-
auslage abziehen. Bei einem Ar-
beitsweg von 20 Kilometern
macht das bereits rund 6160
Franken aus (2x20 kmx 220 Ar-
beitstage à 70 Rp.), ÖV-Fahren-
de hingegen maximal 3860
Franken, nämlich so viel, wie ein
GA kostet. 

Der Kostenabzug
für den Arbeitsweg
soll nun bei den
Staats- und Gemein-
desteuern für alle auf
5000 Franken pro
Jahr begrenzt wer-
den. Bei der Direk-
ten Bundessteuer ist
der Pendlerabzug
bereits heute schon
auf 3000 Franken

beschränkt. Damit werden
Mehreinnahmen bei den Steu-
ern generiert, mit denen ein Teil
der Mehrausgaben für den Aus-
bau der Bahninfrastruktur des
Kantons Zürich finanziert wird. 

Vorwiegend Autofahrer
 betroffen
Dieser begrenzte Abzug wirkt

sich auf etwa 10 Pro-
zent aller Steuer-
pflichtigen aus, vor-
wiegend auf Leute,
die mit dem Auto un-
terwegs sind. Die
grosse Mehrheit der
Steuerpflichtigen
wird diese Änderung
allerdings nicht be-
treffen, denn Pendle-
rinnen und Pendler,
die mit dem ÖV zur

Arbeit fahren, können die Ko-
sten für einen ZVV-Netz-Pass
(alle Zonen) oder ein SBB-Ge-
neralabonnement der 2. Klasse
auch weiterhin vollumfänglich
von den Steuern abziehen.

Gleichbehandlung ist fair
All die Leute, die mit dem Velo
an ihren Arbeitsplatz gelangen,
dürfen nur kleine Abzüge gel-
tend machen, obwohl sie die
Luft nicht verschmutzen und
nur wenig Platz brauchen.
Selbst wenn die Autofahrenden
nun indirekt den Ausbau des
Schienennetzes mitfinanzieren,
sind doch die Zug- und Busbe-
nützer diejenigen, die den Stau
auf den Strassen nicht weiter
anschwellen lassen. Ja, und
den Fussgängern sollte eigent-
lich ein Steuerbonus ausbezahlt
werden, und zwar dafür, dass
sie fast keine Infrastruktur benö-
tigen, keine graue Energie ver-
brauchen und die Umwelt nicht
belasten.

Damit nicht weiterhin diejeni-
gen, die mit dem ÖV oder dem
Velo unterwegs sind oder sogar
zu Fuss zur Arbeit gehen, die
Autofahrenden mitfinanzieren,
ist es nur gerecht und richtig,
den Pendlerabzug zu begren-
zen. Wenn deshalb Autopend-
ler auf den Zug, den Bus oder
gar aufs Velo umsteigen, wer-
den die Staus kürzer, die Luft
wird besser und die Menschen
leben gesünder.

Darum stimmen wir am 24.
September mit einem über-
zeugten JA für die Begrenzung
des Pendlerabzugs!               �

Nach wie vor bei den Steuern abziehen kann man den ZVV-Pass oder das GA.

Autorin: Catherine Peer, 
SP-Gemeinderätin

Pendlerabzug auf 5000 Franken begrenzen

      

     bewährt

Pendlerinnen und Pendler können heute ihre Kosten für den Arbeits-
weg vollumfänglich als Berufsauslagen von ihren steuerbaren Ein-
künften abziehen. Neu soll dieser Abzug bei den Staats- und Gemein-
desteuern auf 5'000 Franken beschränkt werden. 

ABSTIMMUNGEN VOM
24. SEPTEMBER 2017

Eidgenossenschaft
• Bundesbeschluss über die Er-

nährungssicherheit 

Unsere Empfehlung: JA

• Bundesbeschluss über die Zu-
satzfinanzierung der AHV
durch eine Erhöhung der
Mehrwertsteuer

Unsere Empfehlung: JA

• Bundesgesetz über die  Reform
der Altersvorsorge 2020

Unsere Empfehlung: JA

Kanton Zürich
• Änderung Kantonsverfassung

(Gegenvorschlag zur «Anti-
Stau-Initiative»)

Unsere Empfehlung: NEIN

• Änderung Steuergesetz:
 Begrenzung des Arbeitsweg-
kostenabzugs

Unsere Empfehlung: JA

• Änderung Gesetz über die Ju-
gendheime und die Pflegekin-
derfürsorge: Heimfinanzierung

Unsere Empfehlung: JA

• Änderung Sozialhilfegesetz:
Aufhebung der Sozialhilfelei-
stungen für vorläufig Aufge-
nommene

Unsere Empfehlung: NEIN

Bezirk Dietikon
• Wahl eines vollamtlichen

 Bezirksrichters 

Unsere Empfehlung: 
Tobias Walthert
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Kinder und Jugendliche. So
würden die kostenintensiven
Heimaufenthalte von allen ge-
tragen und es gäbe weniger ein-
seitig belastete Gemeinden.
Auch kleine Gemeinden tragen
bei nur einem Kind, das ein
Schulheim besucht, eine gros-
se finanzielle Last. Andererseits
wäre dann nur die stärkste
Massnahme im Kinderschutz
ausschliesslich vom Kanton fi-
nanziert. Das heisst, dass zum
Beispiel eine Familienbeglei-
tung, welche die Eltern im Erzie-
hungsalltag stärkt, oder der Auf-
enthalt bei einer Pflegefamilie
für die Wohngemeinde teurer

wäre, weil da der Kanton die Ko-
sten nicht voll übernimmt. Das
könnte schnell einmal dazu füh-
ren, dass nicht mehr das Wohl
der Kinder und Jugendlichen
den Ausschlag für eine Heim-
einweisung liefert, sondern das
Budget der Wohngemeinde.
Was natürlich nicht sein darf. 

Heutige Regelung bei -
behalten 
Obwohl eine Totalrevision des
Kinder- und Jugendheimgeset-
zes in Arbeit ist, dauert es
schlicht zu lange, bis dieses Ge-
setz fertig beraten sein wird und
in Kraft treten kann. 

Damit nun nicht unnötig Geld
und Zeit in den Streit um die Fi-
nanzierung investiert wird, soll
das noch gültige Gesetz so an-
gepasst werden, dass die bishe-
rige Praxis rechtens ist. Damit
wird Rechtssicherheit geschaf-
fen und es verbleibt genügend
Zeit. Zeit, um im neuen Gesetz
die Finanzierung aller Massnah-
men im Kinderschutz so zu re-
geln, dass nicht einzelne Mass-
nahmen auf Grund der Kosten-
folgen bevorzugt werden. 

Darum stimme ich JA zur Än-
derung des Gesetzes über die
Jugendheime und die Pflege-
kinderfürsorge.                       �
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Vor einem halben Jahr rückte
ich als Ersatz für den mittlerwei-
le verstorbenen Peter Wettler in
den Dietiker Gemeinderat nach.
Mir war bewusst, in welch gros-
se Fussstapfen ich hier treten
werde. Umso überraschender
waren meine ersten Eindrücke:
Sie bestätigten die landläufige
Sicht eines politischen Amtes.
Die erste Fraktionssitzung fiel
mit knapp einer Stunde deutlich
kürzer aus als veran-
schlagt, so dass an-
schliessend ein Um-
trunk möglich war.
Auch die erste Rats-
sitzung war kurz: im
Anschluss an die
Wahl des Präsiden-
ten und der beiden
Vizepräsidenten fei-
erte sich der Dietiker
Gemeinderat beim
Essen gleich selbst.

Meine erste Schlussfolgerung
bis dahin war also: Politik heisst,
gut essen und anregende Ge-
spräche führen. 

Die Gräben sind tief
Diese ersten Erfahrungen wur-
den bald korrigiert, da nicht je-
de Sitzung eine konstituierende
ist. In den nächsten Monaten
verfolgte ich hitzige Debatten im
Plenum des Gemeinderats und

in der Geschäftsprü-
fungskommission.
Nach kurzer Zeit
konnte ich mich
auch darin einbrin-
gen. Schnell offen-
barten sich mir die
tiefen Gräben zwi-
schen «links» und
«rechts». Besonders
überraschten mich
die Mitteparteien mit
unverständlichen

Voten und Haltungen. Mit der
rechten Seite im Rat bin ich
zwar häufig nicht einverstan-
den, sie äussert sich aber min-
destens meist klar.

Für den Erfolg kämpfen
Die wichtigste Lektion im ersten
halben Jahr: Verlieren gehört
für uns Sozialdemokraten in die-
sem bürgerlich dominierten
Parlament zum Alltag, egal, wie
stichhaltig und eloquent die ei-
genen Argumente vorgetragen
werden. So frustrierend diese
Niederlagen auch sein mögen,
sie demotivieren uns nicht. Im
Gegenteil: Sie regen an zu neu-
en Vorstössen und zu noch bes-
seren Voten. Im anstehenden
Wahlkampf wollen wir die SP-
Fraktion wieder stärken, auf
dass wir in Zukunft wieder ver-
mehrt Siege davontragen kön-
nen.                                         �

Nachgerückt und schon fast dabei

Der Kantonsrat be-
gründet seinen Ent-
scheid damit, dass
die heutige Praxis fal-
sche Anreize schaffe.
Ich nehme an, dass
die bürgerliche Mehr-
heit im Kantonsparla-
ment der Meinung ist,
Personen mit Status
F würden entweder
sehr bald wieder aus-
reisen oder sich

schneller in den Ar-
beitsmarkt integrie-
ren.

Diese Kürzung ist
kontraproduktiv
Die Stadt Dietikon
hatte Ende des Jah-
res 2015 insgesamt
39 Personen mit
Status F zu betreu-
en. Wird die Ände-
rung angenommen,

so spart die Die-
tiker Sozialhilfe
in etwa 250 000
Franken. Das ist
zweifellos eine
beträchtliche
Summe.
Konkret stehen
dann diesen
Personen noch
360 statt heute
900 Franken im
Monat zur Ver-
fügung. Das ist
– etwas krass
formuliert – zu
wenig zum Le-
ben und zu viel
zum Sterben.

Die SP möch-
te deshalb auf
dieses schein-
bar gesparte

Geld verzichten und sagt Nein
zur Änderung des Gesetzes.
Dies aus folgenden Gründen:
� Personen mit Status F kön-

nen in aller Regel nicht in ihre
Heimatländer zurückkehren.
Sie stammen unter anderem
aus Syrien, Afghanistan, Irak
und Somalia. Rund achtzig
Prozent von ihnen bleiben
mehrere Jahre in der
Schweiz, viele auch für im-
mer.

� Die Kürzung treibt die Vorläu-
fig Aufgenommenen mögli-
cherweise in die Illegalität
und verhindert damit eine rei-
bungslose Integration.

� Die gesetzlich vorgeschriebe-
nen Integrationsmassnah-
men müssen, wenn nicht
durch den Kanton, dann
eben – gemäss Bundesge-
setz – durch die Gemeinden
und Städte umgesetzt und
bezahlt werden. Sie ermögli-
chen den Eintritt ins Erwerbs-
leben.

Kanton schiebt Kosten ab
Einmal mehr will der Kanton sei-
ne Finanzen auf Kosten der Ge-
meinden sanieren. Aber mit der
geplanten  Änderung wird kein
Geld gespart, sondern die Ko-
sten elegant vom Kanton auf die
Gemeinden abgeschoben. Sie
birgt das Potenzial, dass in der
Gesellschaft mehr Unruhe ent-
steht. 

Ausserdem muss man sich
bewusst sein, dass eine straffäl-
lige Person als Inhaftierte ein
Mehrfaches kostet. Sie kann
auch nach der Entlassung nicht
– sofern ihr Land sich immer
noch im Krieg befindet – in ihr
Heimatland ausgeschafft wer-
den. Darum lege ich am 24.
September ein NEIN in die
 Urne.                                       �

Diesen Frühling hat der Kantonsrat entschieden, dass vorläufig aufge-
nommene Asylbewerber in Zukunft kein Anrecht mehr auf Sozialhilfe
haben sollen. Damit kehren wir zurück in die Zeit, als Personen mit
Status F nur Anrecht auf Asylfürsorge hatten. Darüber hinaus sollen
die Kosten für Integrationsmassnahmen gestrichen werden.

Autor: Anton Kiwic, 
SP-Gemeinderat

Autor: Martin Steiner, 
SP-Gemeinderat

Aufhebung der Sozialhilfeleistungen für vorläufig Aufgenommene

Nein zum Integrationsstopp!

Integration ist der Schlüssel zum Arbeitsmarkt und weg von der Sozialhilfe.


